
 
Antrag  

Fraktion der Freien Demokraten 

EU-Anti-Geldwäschebehörde am Finanzplatz Frankfurt ansiedeln 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Der Landtag stellt fest, dass der Finanzplatz Frankfurt über 200 Kreditinstitute beherbergt, 

wovon über drei Viertel ausländische Institute sind. Nach dem Ranking des Global Finan-
cial Centres Index (GFCI) gehört Frankfurt zu den Top Ten der wichtigsten Finanzplätze 
der Welt. Als Sitz der Europäischen Zentralbank (EZB), des einheitlichen Bankenauf-
sichtsmechanismus (SSM), der Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung (FMSA) und 
der Deutschen Bundesbank ist der Finanzplatz Frankfurt geld- und währungspolitisch von 
internationaler Bedeutung.  

2. Der Landtag betont ausdrücklich die Notwendigkeit der europaweiten, einheitlichen, nach-
haltigen und effizienten Bekämpfung von Geldwäsche. Hierfür betrachtet er eine am Fi-
nanzplatz Frankfurt ansässige EU-Anti-Geldwäschebehörde als äußerst geeignete Maß-
nahme. Der Landtag ist der Überzeugung, dass sich aus der Zusammenarbeit mit den 
bereits am Finanzplatz ansässigen europäischen Behörden (EZB, SSM und EIOPA) starke 
Effizienz- und Erkenntnisgewinne sowie die verbesserten Aufsichtsmöglichkeiten über die 
hiesigen Finanz- und Kreditinstitute und die BaFin als nationale Aufsichtsbehörde ergeben. 

3. Der Landtag stellt die Bedeutung einer europäischen Anti-Geldwäsche Behörde am Finanz-
platz im internationalen Wettbewerb der Finanzstandorte fest. Insbesondere betont er das 
angesichts des sich zunehmend als Finanzstandort emanzipierenden Paris (Wertpapier-, 
CCP- und Bankenbehörde) zu wahrende europäische Gleichgewicht. Außerdem unter-
streicht er die Bedeutung für Frankfurt als „Europastadt“. 

4. Der Landtag hebt zudem den Mehrwert der Ansässigkeit der Behörde am Finanzplatz für 
die Entwicklung der Rhein-Main-Region hervor. Neben dem Entstehen neuer Arbeitsplätze 
ist der Landtag überzeugt, dass die Möglichkeit für die zunehmend innovative Finanzin-
dustrie (insbes. FinTech, Venture Capital, Lending Plattformen) einen passgenauen Prü-
fungsrahmen schaffen wird und damit die Standortattraktivität insgesamt erhöht. 

5. Der Landtag spricht sich daher nachdrücklich für die Ansässigkeit einer EU-Anti-
Geldwäschebehörde am Finanzplatz Frankfurt aus. Er fordert die Landesregierung auf, 
sich auf Bundes- und europäischer Ebene mit höchstem Engagement hierfür einzusetzen 
und umgehend alle für eine erfolgreiche Bewerbung in Betracht kommenden Maßnahmen 
zu ergreifen. Zugleich bekräftigt der Landtag die Erwartung an die Landesregierung, am 
Finanzplatz die für die Ansässigkeit einer EU-Anti-Geldwäsche Behörde erforderlichen 
Rahmenbedingungen zu schaffen. 

 
Begründung: 

Die EU-Kommission kündigte im Mai vergangenen Jahres einen umfangreichen Aktionsplan zur 
Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung an. Infolge von Unzulänglichkeiten 
bei den bislang zuständigen nationalen Aufsichtsbehörden ist ein wesentliches Element eine auf 
EU-Ebene angesiedelte Anti-Geldwäschebehörde. Sie soll als zentraler Baustein im Kampf gegen 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung eine qualitativ hochwertige Aufsicht über nationale 
Aufsichtsbehörden sowie die Kontrolle privatwirtschaftlicher Akteure (Banken-/Finanzinstitute 
und relevanter Bereiche der Privatwirtschaft) gewährleisten. Zwischenzeitlich kündigte Finanz-
marktkommissarin Mairead McGuiness am 09.05.2021 die Schaffung einer eigenen (und nicht an 
die europäische Bankenaufsicht angedockten) Behörde an. Diese soll Teil des für Juli dieses Jahres 
als „Big Bang“ angekündigten Maßnahmepakets der Kommission sein 
 
 
Wiesbaden, 29. Juni 2021 

Der Fraktionsvorsitzende: 
René Rock 
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